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Die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) hat sich in der überaus zähen Tarifrunde mit der
DB AG auf eine Schlichtung eingelassen, nachdem sie sich bereits in der Vorbereitung der
Urabstimmung über einen Erzwingungsstreik befand. Diese wird auch kommen – das
Schlichtungsergebnis soll urabgestimmt werden. Es ist zu erwarten, dass die EVG dann die
Annahme empfiehlt, gerade mal 25 % der abstimmenden Mitglieder reichen dafür. Demgegenüber
müssten 75 % das Ergebnis ablehnen, sprich für einen Erzwingungsstreik stimmen, damit dieser
stattfindet.

Schachzug der Bürokratie

Das Ganze ist ein geschickter Zug der EVG-Führung, die in den letzten drei Monaten viel dafür
getan hat, nicht zu streiken, die immer wieder betont hat, Lösungen gebe es nur am
Verhandlungstisch, die eine Niederlage vor dem Arbeitsgericht Frankfurt zu einem Sieg umdeutete,
die mit Transdev einen Abschluss gemacht hat, zu niedrig, zu lang in der Laufzeit, den sie wie mit
dem Zaunpfahl winkend auch bei der DB gern genommen hätte – nur: Nicht mal diesen Abschluss
wollte die DB akzeptieren.

Der Abschluss bei Transdev, dem größten privaten Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) nach dem
staatlichen der DB AG (Betreiber u. a. der Bayerischen Regiobahn, NordWestBahn, S-Bahn
Hannover) beinhaltet eine Laufzeit von 21 Monaten und eine zweistufige Bruttofestgelderhöhung
von 290 Euro ab November und 130 Euro ab August 2024; Nachwuchskräfte kriegen die Hälfte.
Zusätzlich kommt eine Inflationsausgleichsprämie über 1.400 Euro. Daneben erfolgten
Verbesserungen im Bereich der Zuschläge und noch Weiteres. Von den ursprünglichen
Forderungen: Laufzeit 12 Monate, 650 Euro in die Tabelle ist dennoch nicht viel geblieben. Andere
private EVU folgten dem Abschluss.

Die Bahn provozierte mit einem Angebot von 27 Monaten Laufzeit und einer Erhöhung von gerade
mal 200 Euro in zwei Schritten (Dez 23, Aug 24, jeweils 100 Euro). Das „Angebot“ wurde von der
Zentralen Tarifkommission (ZTK) abgelehnt und ebenso vom Bundesvorstand der EVG. Somit waren
die Verhandlungen gescheitert.

Die Entscheidung ist wahrscheinlich Ausdruck von zwei Aspekten: Erstens kann natürlich eine
Gewerkschaftsführung, auch wenn sie sich noch so sehr um die Sozialpartner:innenschaft mit den
Bossen bemüht, nicht jeden Scheiß unterschreiben, zumal die EVG im Coronajahr 2020 komplett die
Füße stillgehalten und unter dem Deckmantel der Beschäftigungssicherung eine Nullrunde
unterschrieben hat – ohne irgendeine Vordiskussion mit der Basis.

Dieses Mal bemühte sich der Apparat von Anfang an, dem ganzen Verfahren einen
demokratischeren Anstrich zu geben, natürlich weit ab von einer direkten Kontrolle durch die
Mitglieder. Man organisierte Tarifwerkstätten und eine Mitgliederbefragung, beides mit deutlichen
Schwächen. Bei Ersteren durfte zwischen drei Hauptforderungen nur eine gewählt werden, bei
Zweiterer konnten alle mehrfach abstimmen, jedoch ohne, dass in dem Ergebnis irgendeine
Verbindlichkeit lag; die Laufzeit fehlte gleich ganz.

Zudem hat sich in den vergangenen Jahren die Zusammensetzung des EVG-Apparates verändert.
Mehr junge Gewerkschaftssekretär:innen und Ehrenamtliche sind abgefuckt davon, wie der Laden
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läuft. Zudem ist natürlich einerseits allen Gewerkschaftsoffiziellen klar, dass mit einem zu
schlechten Abschluss Austrittswellen drohen, zum anderen, und das ist nicht zu unterschätzen, gibt
es bei der Bahn anders als für die IG Metall bspw. eine relevante Konkurrenzgewerkschaft mit der
GDL. Diese hat ihrerseits mittlerweile ihre Forderungen für die Tarifrunde ab Herbst aufgestellt,
darunter eine 35-Stundenwoche für Schichtarbeiter:innen sowie 555 Euro mehr in die Tabelle.
Schließt die EVG zu schlecht ab, gibt es für alle Mitglieder immer auch die Möglichkeit, zu ihr zu
gehen, und das weiß natürlich der Apparat beider Vereinigungen.

Davon abgesehen ist es natürlich so, dass die Tarifkommissionen bei den unterschiedlichen
Unternehmen anders zusammengesetzt sind.

Dann kam die DB mit dem Angebot einer Schlichtung um die Ecke und der EVG-Apparat witterte die
Chance: ein guter Sozialpartner sein und gleichzeitig die Mitgliedschaft einbinden. Das Ergebnis der
Schlichtung wird urabgestimmt, die Verantwortung über die Annahme der Mitgliedschaft in einem
Verfahren überantwortet, das selbst formal undemokratisch ist. Am Ende klopfen sich EVG-
Vizevorsitzende Cosima Ingenschay und Co. auf die Schulter und sagen: „Die Mitgliedschaft hat
entschieden“, selbst wenn mehr als 50 % das Ding ablehnen sollten. Es scheint demokratisch, aber
der ganze Weg dahin und die Abstimmung selbst waren und sind es nicht. Allein schon deshalb muss
die Schlichtung abgelehnt werden. Immerhin einige, wenigstens die Vertreter:innen der Jugend,
haben dies getan.

Annahme verweigern

Darüber hinaus ist erstens zu erwarten, dass bei der Schlichtung nicht das rauskommt, was
ursprünglich gefordert wurde. Zwar gehört es zu den üblichen Ritualen in deutschen
Tarifverhandlungen, weit unter den eigenen Forderungen abzuschließen, doch nur, weil es „schon
immer so gemacht“ wird, wird es dadurch nicht richtiger. Warum wird nicht eskalierend
vorgegangen? Eine DB, die ungestraft einfach mal 2 Monate gar nicht verhandelt hat, hätte es nicht
anders verdient, als mit einem Erzwingungsstreik bestraft zu werden, wo mit jeden Tag die
Forderung erhöht wird.

Zweitens muss die Schlichtung (und damit ihr Ergebnis) deshalb abgelehnt werden, weil sie nicht
nur ein Zugeständnis an die Bahn darstellt, sondern auch, weil die EVG damit von dem Wohlgefallen
der Schichter:innen abhängig wird. Diese kann sie zwar selbst mitbestimmen, zum
Redaktionsschluss sind diese auch noch nicht bekannt, erfahrungsgemäß sind es jedoch
Politiker:innen, die vorgeblich zwar über dem Konflikt stehen, jedoch immer auch das „Wohl des
Konzerns“ im Blick behalten (wie die EVG-Spitze selbst auch; schließlich verteidigt sie die DB nicht
aus fortschrittlichen Gründen gegen deren drohende Zerschlagung, sondern für den Erhalt des
Status quo).

Wir sollten von der Schlichtung nicht mehr erwarten als den Transdev-Abschluss. Wir sollten sie
deshalb ablehnen und, weil sie ein undemokratisches Verfahren ist, das am Ende mit der
Urabstimmung einen demokratischen Touch erhalten soll. Unsere Mittel für einen Abschluss, der
unseren Forderungen entspricht, sind noch nicht ins Spiel gebracht worden: Ablehnung des
Schlichtungsergebnis, Durchführung des Erzwingungsstreiks.

Und wenn das Ganze sich schon bis in den Herbst hinzieht, dann liegt der gemeinsame Kampf mit
den Kolleg:innen der GDL auch auf der Hand. Immerhin stehen wir täglich zusammen gegen diesen
Konzern um Sicherheit und Pünktlichkeit auf der Schiene ein, das heißt, wir können auch zusammen
gegen seinen Tarif kämpfen. Wir sollten gegenseitig die Forderungen durch die der höchsten von
der anderen Seite ersetzen. Von den Führungen der EVG und der GDL gibt es in unterschiedlichem
Maß daran kein Interesse, die Zusammenarbeit wird aus der Basis kommen müssen.



Genauso gilt das für ein Eintreten für wirklich demokratische Tarifrunden: Tägliche
Betriebsversammlungen, direkt gewählte und rechenschaftspflichtige Vertreter:innen in der
Tarifkommission. Abstimmungen über Annahme und Streik nach einfacher Mehrheit. Kann sein,
dass ein solches Verfahren noch Jahre auf sich warten lassen wird. Trotzdem: Der Grundstein für
eine Diskussion dazu muss jetzt in der Tarifrunde gelegt werden.

Und noch etwas müssen wir selbst in die Hand nehmen: GDL- und EVG-Chef:innen sind denkbar
schlecht darin, der Medienhetze etwas entgegenzusetzen, wenn es zu Streiks kommt. Es wird
einfach darauf verwiesen, dass diese rechtens seien – das heißt im Umkehrschluss dann eben auch,
ein gerichtliches Streikverbot kampflos zu akzeptieren.

Streik und Reisende

Wie können die Reisenden also mitgenommen werden? Es gibt gleich mehrere Möglichkeiten.
Erstens: Einbeziehung durch Erweiterung der Forderungen. Keine Fahrpreiserhöhung, kostenloser
Nahverkehr und massive Angebotserweiterung, bezahlt durch die Profite von VW und Co. Zweitens:
Aufklärung. Nicht die streikenden Kolleg:innen sind schuld an der Misere, sondern der Konzern und
der Staat. Der Streik findet auch dafür statt, dass die Arbeitsbedingungen bei der Bahn besser
werden. Verkehrswende braucht Eisenbahner:innen. Von diesen gehen in manchen Bereichen 70 –
80 Prozent in den nächsten zehn Jahren in Rente. Daher braucht es nicht nur einen massiven Ausbau
des öffentlichen Verkehrs, sondern auch ein deutlich verbessertes Investitionsprogramm für
Neueinstellungen!

Drittens: Gezielter Erzwingungsstreik. Es wäre durchaus möglich, gezielt und schwerpunktmäßig
den Güterverkehr der Auto- und Schwerindustrie zu bestreiken und Personenverkehr zeitweilig
auszunehmen, verbunden mit einem Streik im Bereich Vertrieb und Fahrkartenkontrolle. Das würde
aber einen höheren Organisationsgrad brauchen und vor allem wäre dafür die Voraussetzung, dass
wir als Beschäftigte den Streik selbst kontrollieren. Die Ironie wäre dann übrigens, dass der
Reiseverkehr auf einmal pünktlicher wäre – in einem vollen, heruntergefahrenen Netz fällt es auf,
wenn die Züge fehlen, die die bedeutendsten Industrien des Landes bedienen, also jene, die seit
Jahrzehnten für einen chronische Benachteiligung der Schiene verantwortlich sind.


